
EU: 30 Millionen arbeitslos!

FPÖ hetzt - EU sieht zu

Jugend ohne Perspektive

13.563 Jugendliche bräuch-
ten im Moment laut Arbeiter-
kammer eine Lehrstelle – bei
2.463 offenen Lehrplätzen. Mi-
nister Bartenstein will das Pro-
blem mit sogenannten “Lehr-
stellenakquisiteuren” und ei-
nem eigenen Regierungsbe-
auftragten lösen. Diese sollen
gemeinsam zur  “besseren Ver-
mittlung von Lehrlingen in
Unternehmen” dienen. Doch
während es durch Steuerge-
schenke und Subventionen
noch niemals so billig war,
Lehrlinge einzustellen, fallen
immer mehr junge Menschen
in die Armutsfalle. Inzwischen
kann etwa jede siebente Frau
unter 30 von ihrem Einkom-
men nicht mehr leben.

Am Beispiel Post: Woher
kommt die Arbeitslosigkeit?

Eintausend Beschäftigte will
die Post 2004 abbauen – trotz
einer Vervierfachung des Be-
triebsergebnisses im Jahr 2003.
Seit 1999 hat dieses Unterneh-
men damit fast ein Viertel des
Personalstands reduziert, dut-
zende Postämter geschlossen
und auch das Porto kräftig er-
höht. Ein kleines Beispiel da-
für, dass die höchsten Arbeits-
losenzahlen seit den 30er Jah-
ren nicht vom Himmel fallen.
Sie sind die Folge der kapitali-
stischen Krise, aber auch von
Privatisierungs- und Kahlschlags-
politik im öffentlichen Dienst.

Immer mehr ganz prekär!

Über 220.000 Menschen sind
in Österreich nur mehr “ge-
ringfügig” angestellt – eine
rasch wachsende Beschäftig-
tengruppe. Zehntausende “Neue
Unternehmer” - die freien
DienstnehmerInnen - verdie-
nen im Schnitt 903,88 Euro im
Monat, bzw. 7,73 Euro in der
Stunde. Dies beinhaltet aller-

dings keine Arbeitslosenversi-
cherung und keine Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall.
Der Druck, trotzdem jede Stel-
le anzunehmen, ist enorm:
Denn nur rund jedeR fünfte
freie DienstnehmerIn ist dies
freiwillig, 70 % der KollegIn-
nen sehen Probleme bei der so-
zialen Absicherung. Besonders
betroffen sind Frauen: Seit
1997 nahm der Anteil an pre-
kären Beschäftigungsverhält-
nissen bei Frauen um rund die
Hälfte zu (Zum ersten Streik
gegen die grenzenlose Ausbeu-
tung freier DienstnehmerIn-
nen siehe S. 3).

Brutale Härte 
gegen Betroffene 

Jede zweite beim AMS gemel-
dete offene Stelle fällt in die
Kategorie Teilzeit oder “pro-
jektbezogenes Dienstverhält-
nis”. Doch wer als Arbeitslose/r
nicht bereit ist, dauerhaftem
Lohnverlust und fehlender so-
zialer Absicherung zuzustim-

men, wird zunehmend brutal
bestraft. Rund 13.500 mal wur-
de im letzten Jahr arbeitslosen
KollegInnen das Arbeitslosen-
geld gesperrt. Die Zeitung “Ar-
beit und Wirtschaft” schätzt,
dass rund 60.000 Arbeitneh-
merInnen pro Jahr von Sank-
tionen  betroffen sind.

FPÖ hetzt – 
Schüssel schweigt lieber

Ende April präsentierte die
FPÖ ihr “5 Punkte Programm”,
in dem noch schärfere Sank-
tionen gegen Arbeitslose ge-
fordert werden. Generalsekre-
tärin Bleckmann “verwies in
diesem Zusammenhang auf
die gehäuften Beschwerden
von Unternehmern, dass viele
Arbeitslose die Arbeitssuche
nicht ernst nähmen: Arbeitsu-
chende kämen nur zu Einstel-
lungsgesprächen um den
Stempel für das AMS abzuho-
len.” Schüssel schweigt zwar
zur Massenarbeitslosigkeit
und solcher Hetze gegen die

Betroffenen. Allerdings wird
die - schon im Regierungs-
übereinkommen festgehaltene
- Abschaffung der Notstands-
hilfe schrittweise umgesetzt.
Jeder achte Antrag auf Not-
standshilfe wurde 2003 abge-
lehnt (85 Prozent davon waren
Frauen). Gleichzeitig ist die
Zahl der Sozialhilfeempfänger-
Innen in den vier Jahren
Schwarz-Blau um 76 Prozent
explodiert. Bilder wie in der
Zwischenkriegszeit zeichnen
sich ab: Ein wachsendes Heer
von Arbeitslosen ohne jeden
Rechtsanspruch auf staatliche
Unterstützung.

EU: Projekt ohne 
Hoffnung für Arbeitslose

Sowohl den 20 Millionen Ar-
beitlosen im “alten” EU-Raum,
wie den mindestens 10 Millio-
nen ohne Job in den neuen
EU-Staaten, bietet sich nach
der Osterweiterung die gleiche
Perspektive: “Die fortgesetzte
Steigerung der Produktivität

wird meist von einem weiteren
Abbau von Arbeitsplätzen be-
gleitet” (Kurier 27.2.04). Die
EU war immer ein neoliberales
Projekt, welches die Förderung
von Wettbewerb als das zentra-
le Mittel zur Schaffung von Be-
schäftigung vorsieht. Real wer-
den so KollegInnen in Ost und
West in einen Krieg um Stand-
orte gehetzt, von dem einzig
die Kapitalseite durch niedrige
Löhne und Abgaben profitiert.
Genau hier liegt auch der
Nährboden, auf dem Nationa-
listen und Rechtsextremisten
ihre Propaganda ausbreiten
können.

Gemeinsamer 
Widerstand jetzt!

Schüssel und EU schweigen
und schauen zu, weil sie keine
Antwort für jene 800.000 Men-
schen haben, die heuer alleine
in Österreich einen Job suchen
werden. Der Kampf gegen Ar-
beitslosigkeit ist tatsächlich ei-
ne Frage, die von den Gewerk-
schaften und der ArbeiterIn-
nenbewegung alleine auf
internationaler Ebene gelöst
werden kann. Der gemeinsame
Kampf für die 30 Stundewoche
bei vollem Lohn, europaweite
Mindestlöhne und Kollektiv-
verträge wäre ein erster Schritt
(mehr zu Hintergrund und Al-
ternativen auf S. 2).

21. Mai 2004, 18 30 Uhr; Wien

Diskussion:
Kein zurück in die 30er Jahre!
Arbeitslosigkeit, Krise und die
sozialistische Antwort

SLP Wien Nord im “Peer Gynt”,
Wien 20, Jägerstr. 38 

erreichbar mit U6 Jägerstrasse,
U4 Friedensbrücke bzw. 5 & 33

Massenarbeitslosigkeit gehört zur Normalität im neuen Europa: 
2004 wird jede/r vierte Arbeitnehmer/in in Österreich zumindest einmal auf Jobsuche sein.
Offiziell waren im März dieses Jahres 310.000 Personen arbeitslos. In der gesamten EU sind

nach dem 1. Mai  mindestens 30 Millionen Menschen ohne Beschäftigung.

Von John Evers, SLP-Wien Nord
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Österreich 

Kranke Kassen: Schüssel
will Kranke zahlen lassen

“Wer kostet, soll zahlen”, so
lautet das neoliberale Motto
von Wolfgang Schüssel.

Unbeantwortet bleibt wie so
oft die Frage, wer die Krise des
Gesundheitssystems eigentlich
verursacht hat. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Veloce: Atypische 
kämpfen ganz typisch

Der Streik der
FahrradbotInnen bei Veloce in
Wien zeigt deutlich, dass
immer mehr Arbeitnehmer-
Innen das Kampfmittel des
Streiks wiederentdecken.

Ein Interview mit einem der
Streikenden. Seite 3

Schwerpunkt 

Sozialdemokratie:
Der Tod einer Partei

Ob Schröder oder Blair:
Noch nie war die Sozial-
demokratie so weit von ihren
Wurzeln entfernt wie heute. Ist
Gusenbauer besser? Gibt es
eine Chance, die Partei zu-
rückzugewinnen?    Seiten 4/5

Internationales

Irak: Massenaufstände
gegen die Besatzung

Der Spiegel titelte vor kur-
zem: “Bushs Vietnam”. Die
Lage am Euphrat und Tigris
spitzt sich zu. Tägliche At-
tentate, bewaffnete Aufstände
und Geiselnahmen setzen der
Weltmacht gehörig zu. Seite 7
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Von Laura Rafetseder,
SLP-Wien Mitte

Kostenlose Gesundheitsver-
sorgung für alle sei nicht mehr
finanzierbar. Das wollen uns
ÖVP, FPÖ und Vertreter der
Wirtschaft weismachen. Auch
die SPÖ beteiligt sich in Län-
dern und Gemeinden an den
Kürzungen: Das Hanusch
Krankenhaus dürfte im Falle
einer Übergabe von der Ge-
bietskrankenkasse an die Ge-
meinde Wien geschlossen wer-
den. Das Krankenhaus Amstet-
ten soll von der Gemeinde
(SPÖ) an das Land NÖ über-
geben werden. Personalvertre-
terInnen befürchten in diesem
Falle Einbußen im Einkom-
men des Personals, sowie Per-
sonalabbau von bis zu 30 %.

Warum sind 
die Kassen leer?

Nicht weil wir immer älter
werden – es ist ja gut, wenn die
Lebenserwartung steigt – sind
die Kassen leer. Sondern, weil
der Kapitalismus in der Krise
steckt. Die Unternehmer brau-
chen neue Einnahmequellen
(private Versicherungen) und
machen Druck, die “Lohnne-
benkosten” zu senken. Das
heißt, auch die Kosten für das
Sozialsystem mit allen Mitteln
auf die ArbeitnehmerInnen
abzuwälzen. Die Schulden der
ArbeitgeberInnen bei den
Krankenkassen betrugen im
Jahr 2003 897,2 Millionen Eu-
ro - Tendenz steigend. 405 Mil-
lionen davon, also knapp die
Hälfte, stammen aus Beiträgen,
die den ArbeitnehmerInnen

zwar monatlich abgezogen
wurden, die aber bei den
Krankenkassen nicht einge-
langt sind. Allein in Wien be-
tragen die Arbeitgeberschul-
den bereits 328,8 Mio. Euro.
Zum Vergleich: die Wiener
Gebietskrankenkasse ist nach
Angaben des Hauptverbands
mit 110 Millionen Euro im
Minus. Die angebliche Unfi-
nanzierbarkeit des Gesund-
heitssystem ist eine Lüge.

Zerschlagung 
des Sozialsystems

Das “Wirtschaftsforum der
Führungskräfte” empfiehlt in
einer Aussendung an Gesund-
heitsministerin Rauch-Kallat
gleich die vollständige Privati-
sierung von Spitälern und
Kassen, sowie Schließungen
von kleineren Spitälern und
deren Umwidmung in Pflege-
heime. Das Regierungspro-
gramm geht in genau diese
Richtung: Beitragserhöhun-

gen in Form von “Versiche-
rungsbeiträgen für Nicht-Ar-
beitsunfälle” (+ 0,1 %) - Ein-
führung von Selbstbehalten,
Leistungskürzungen. 6000
Akutbetten sollen “abgebaut”
und der Anteil der rezept-
freien Medikamente erhöht
werden Ein Vorgeschmack auf
das, was uns bevorsteht, ist die
Ablehnung des Wiener Kas-

senvertrags durch die wirt-
schaftsnahen ÖVP-Vertreter
im Hauptverband. Sollte es bis
September 2004 zu keiner Ei-
nigung kommen, droht den
WGKK-PatientInnen ein “ver-
tragsloser Zustand”. Das heißt
brutale 2-Klassen-Medizin:
Bis zu 50 % Selbstbehalt bei
allen medizinischen Leistun-
gen - ohne soziale Staffelung.

Sozialistisches 
Gegenprogramm

Ein Gegenprogramm müs-
ste ein definitives Nein zu Pri-
vatisierungs-, Kürzungs- und
Sparpolitik beinhalten. Ver-
schlechterungen müssen durch
entschiedene Kampfmaßnah-
men von Seiten der Gewerk-
schaft zurückgeschlagen,Kran-
kenhausschließungen und ähn-
liches durch Mobilisierung al-
ler Betroffenen verhindert wer-
den. Gerade im Gesundheits-
bereich sind die Beschäftigten
mit massiver Antistreikpropa-
ganda konfrontiert – even-
tuelle Streiks gingen ja zu La-
sten der PatientInnen. Wird
diese Argumentation hingenom-
men, müssen die Beschäftig-
ten immer miesere Arbeitsbe-
dingungen akzeptieren, ohne
sich wehren zu können. Die
Regierung behauptet, das Ge-
sundheitssystem sei nicht “ko-
stendeckend” – warum erhöht
sie dann nicht die Arbeitge-
berbeiträge? 

Wir meinen: Wenn es un-
möglich ist, optimale Gesund-
heitsversorgung aller unabhän-
gig vom Einkommen zu er-
möglichen, dann ist ein Bruch
mit dem kapitalistischen Sy-
stem nötig! In einer wirklich
sozialistischen Gesellschaft
besteht der “Profit” in der Ge-
sundheit der Bevölkerung.

27. Mai, Wien

Diskussion: Kranke Kassen?
SLP Wien Mitte, 1900 Uhr
Amerlinghaus,Wien 7, Stiftg. 8
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Nachbetrachtung einer
Wahl ohne Auswahl

von Sonja Grusch

Mit knapp 70 Pro-
zent ist die Wahl-
beteiligung bei den
Bundespräsiden-
tenwahlen auf ei-
nen neuen Tief-

stand gefallen.

Gerade einmal 16.922 Men-
schen mehr waren es, die Fi-
scher wählten, als jene, die
nicht zur Wahl gingen oder un-
gültig wählten. Die Differenz
zwischen den beiden Kandidat-
Innen lag mit 198.087 nur sehr
knapp über jenen 181.647, die
ein bewusstes Zeichen setzten
und ungültig stimmten. Nicht
nur, dass eine linke, sozialisti-
sche Kandidatur hier sicher aus
dem Vollen hätte schöpfen
können; viele Arbeitnehmer-
Innen und Jugendliche lehnen
offensichtlich auch zuneh-
mend das Amt eines entrück-
ten, scheinbar über den Klas-
sen stehenden Krisenmanagers
ab. Das ist bemerkenswert – ge-
rade in Zeiten zunehmender
sozialer und politischer Polari-
sierung.

Fürchten muss sich die
Bundesregierung angesichts
des Sieges von Fischer nicht. Er
hat in seinem gesamten Wahl-
kampf kein einziges Zeichen
gesetzt, aus dem man schließen
könnte, dass er Schüssel und
Co. ernsthafte Schwierigkeiten
machen würde. Selbst eine An-
gelobung von Haider würde Fi-
scher mit “neutraler Miene”
vornehmen.

Trotzdem war es auch eine
weitere Denkzettelwahl für die
Regierung. Vom historischen
Sieg des angeblich schwarzen
Österreichs blieb einmal mehr
wenig übrig. Die ÖVP verlor
diesmal 31% ihrer WählerIn-
nen von 2002. Zur SPÖ ging
davon allerdings nur eine klei-
ne Minderheit, die Mehrheit
wechselte frustriert zu den
NichtwählerInnen. Insgesamt
ist das - doch recht knappe -
Ergebnis für Fischer, vor dem
Hintergrund der katastropha-
len Bilanz von Schwarz-Blau
kritisch zu betrachten. Ein ech-
ter Sieg, der Aufwind für den
parteiintern angeschlagenen
Gusenbauer bringen wird, war
das jedenfalls nicht.

Wir meinen: Wer sich in
kommenden Kämpfen gegen
die Zerschlagung des Sozial-
staates Unterstützung von Fi-
scher (oder gar von der SPÖ-
Spitze) erwartet, wird ent-
täuscht werden. Für eine poli-
tische Veränderung brauchen
wir eine neue Partei für Arbei-
terInnen und Jugendliche mit
einem sozialistischem Pro-
gramm, die diese Kämpfe an-
führt.

ee--mmaaiill::  ssoonnjjaa@@ssllpp..aatt

D e r  S t a n d p u n k t

Von John Evers,
SLP Wien Nord

“Mit der schwachen Ent-
wicklung gegen Jahresende
dürfte Österreich 2003 das
schwächste reale Wirtschafts-
wachstum seit zehn Jahren
eingefahren haben...Damit er-
lebt Österreich derzeit die
schwächste Erholung nach ei-
ner Rezession seit den 70er
Jahren.” (Standard 17.3.04).
Für den EURO-Raum pro-
gnostiziert der IWF 2004 ein
Wachstum von deutlich unter
2 Prozent.

EU: Droht nach der 
Erweiterung der Zerfall? 

Gerade in wirtschaftlich
“schlechten” Zeiten zeigt sich
schnell, dass Europa auf kapi-
talistischer Grundlage nie-
mals vereinigt werden wird.
Der Stabilitätspakt ist bereits
tot: Deutschland und Frank-
reich üben sich in Alleingän-
gen. Ein Referendum könnte
noch heuer zum Austritt Bri-
tanniens aus der EU führen.
Auch der Erweiterungspro-
zess bedeutet in der Realität
keine Integration, sondern ein
Europa der vielen Geschwin-

digkeiten. Der Kampf um die
knappen Förderungstöpfe ist
bereits voll entbrannt.

Langfristige Krise

Impulse für die Weltwirt-
schaft und Europa erhoffen
IWF und EU von einem star-
ken US-Wachstum. Doch tat-
sächlich verringern nicht nur
der starke Euro und sinkende
US-Reallöhne die Chancen
für die exportorientierte eu-
ropäische Wirtschaft. Rekord-
defizit und -schulden weisen
auch in den USA auf funda-
mentale Probleme hin.
Gegenüber der langen Wachs-
tumsperiode der 50er und
60er Jahre befindet sich der
Kapitalismus weltweit seit den
70er Jahren in einer Nieder-
gangsphase. Vor allem in Eu-
ropa waren die letzten Jahr-
zehnte eine Periode der Dein-
dustrialisierung, Phasen der
wirtschaftlichen Erholung
blieben stets “jobless growths”
(Aufschwünge ohne merkli-
che Erholung bei den Arbeits-
losenzahlen). Die stark bela-
steten sozialen Netze wurden
immer weitmaschiger und zu
Wettbewerbshindernissen im
Standortwettbewerb erklärt.

... und Lösungsmodelle

Neoliberale Ideologen ver-
treten unter diesen Vorzei-
chen am besten die Interessen
des Kapitals: Sie meinen,
durch ungebremsten Wettbe-
werb und die Zerschlagung
sozialer Sicherungssysteme
die Arbeitskosten soweit sen-
ken zu müssen, bis es sich
irgendwann wieder lohnt, zu
investieren. Der Aufschwung
würde dann quasi von selbst
einsetzen. Sogenannte “keyn-
sianische” Strategien – wie sie
auch Organisationen wie AT-
TAC vertreten – glauben dem-
gegenüber, mit gezielten
(steuer)politischen Maßnah-
men krisenhafte “Auswüchse”
im Kapitalismus beseitigen zu
können. Die SLP vertritt den
Standpunkt, dass Arbeitslo-
sigkeit und Sozialabbau Aus-
druck der Krise sind. Diese
Krisen sind weder Naturkat-
astrophen, noch können sie
durch ein paar Maßnahmen
verhindert werden. Sie liegen
im System. Effizienter Wider-
stand braucht deshalb auch
die Perspektive einer wirklich
krisenfreien Gesellschaft ohne
Ausbeutung und Unterdrü-
ckung – den Sozialismus.

Arbeitslosigkeit & Sozialabbau ohne Ende?
Kein Ende der Wirtschaftskrise in Sicht / Druck auf ArbeitnehmerInnen steigt

Kranke Kassen? Gesundheit ist keine Ware! 
“Wer kostet, soll zahlen” – Wolfgang Schüssels Vorstellung vom gerechten Gesundheitssystem 
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ArbeitnehmerInnen dürfen “für den Aufschwung” immer härter arbeiten,
davon haben Sie aber nichts. Die Profite streichen die Unternehmer ein.

Neoliberalismus: Mein Job ist weg!
Am 31.März 2004 verloren ca. 30 ArbeiterInnen, die im
Landeskrankenhaus Salzburg beschäftigt waren, ihre

Arbeitsplätze. Die Gründe dafür sind einerseits natürlich wie-
der einmal Sparmaßnahmen, andererseits soll es sich dabei um
eine “Anpassung an EU-Richtlinien” handeln. Die beiden Kü-
chen müssen zusammengelegt , ca. 30 Küchenangestellte müs-
sen deshalb umgeschult werden.

Diese Arbeitsplätze gehen auf dem Konto der Fremdfirma
verloren, unter  anderem meiner. Die neoliberale Politik unse-
rer Regierung macht solche massiven Angriffe auf ArbeiterIn-
nen erst möglich. Ich möchte alle Betroffenen aufrufen, gegen
diese Entwicklung einzutreten. Der Kapitalismus hat keine Lö-
sungen für unsere Probleme. Alle ArbeiterInnen sind aufgeru-
fen, selbst aktiv und engagiert für eine sozialistische 
Alternative zu kämpfen!                            Angie, Salzburg

AK-Wahl in Wien: GLB wählen!
In Wien finden vom 2. bis zum 14. Mai 2004 Wahlen zur 

Vollversammlung der Wiener Arbeiterkammer statt.

Die SLP kandidiert auf der Liste des Gewerkschaflichen
Linksblocks-GLB. Wir rufen alle KollegInnen auf, den GLB zu
wählen. Sollte der GLB ein 2. Mandat in der Wiener AK errei-
chen, wird dieses Mandat für ein Jahr von einem/einer  SLP
–KandidatIn wahrgenommen. Die SLP hat sich ihre Entschei-
dung, für den GLB zu kandidieren, nicht leicht gemacht. Un-
ter anderem, weil der GLB sich bis zum Schluss zu keinem ein-
heitlichen Wahlprogramm durchringen konnte. Die SLP hat
ihren Programmvorschlag für den GLB, gemeinsam mir einer
Erklärung warum wir für den GLB kandidieren, als eigenes
Programm herausgebracht. Nähere Hinweise zu unserem Pro-
gramm auf unserer Homepage www.slp.at

Die Unternehmen schulden den Krankenkassen hunderte Millionen. Die Zeche zahlen sollen die ArbeitnehmerInnen.

T E R M I N
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Gesundheits-
reform 

Eine Drohung lässt der Vize-
präsident des Verwaltungsrats
der Sozialversicherungen Mar-
tin Gleitsmann (ÖVP) – einer
der Hauptschuldigen am noch
vertragslosen Zustand - ertö-
nen. Bei der “Umsetzung der
vorgeschlagenen Maßnahmen
bis 2006” dürfen “keine weite-
ren Belastungen zu Lasten der
Pharmawirtschaft erfolgen”,
betont Gleitsmann in einem
öffentlichen Schreiben. Das
heisst, die geplante Gesund-
heitsreform wird wieder ein-
mal auf Kosten der Arbeitneh-
merInnen finanziert. Interes-
sant in dem Zusammenhang
ist auch die Aufteilung der Ver-
sicherungsbeiträge: 88% wer-
den vom Versicherten aufge-
bracht und nur 12% vom Ar-
beitgeber. Das bedeutet, dass
im Fall einer Beitragserhöhung
ArbeitnehmerInnen zur Kasse
gebeten werden und nicht die
Unternehmen.

Mieterhöhung in
Neubauten

Finanzminister Grasser will
die Wohnbauförderung sen-
ken. Berechnungen der Arbei-
terkammer zeigen, dass sich die
Mieten in den nächsten Jahren
zum Teil verdoppeln könnten.
Durch die geringeren Investi-
tionen würden sich die jähr-
lichen Fertigstellungen um
rund 6 000 Wohnungen redu-
zieren. Darüber hinaus gingen
14 000 Jobs in der Baubranche
verloren.

Europameister
beim Sozialabbau

Die Ratingagentur Standard
& Poor’s (S&P) gibt bekannt:
Österreich sei in Europa bei der
Budgetkonsolidierung füh-
rend. Obwohl die Verschul-
dung mit 64,5 Prozent des BIP
(2004) hoch bleibe, sei der Tur-
naround seit 1998 (also unter
der großen Koalition!), als
Österreich noch das höchste
Defizit unter den EU-Ländern
hatte, bemerkenswert. Nach ei-
ner aktuellen EU-Umfragen
(in Österreich bei 1500 Haus-
halten) geht die Mehrheit der
KonsumentInnen demgegen-
über davon aus, dass ihre fi-
nanzielle Situation in zwölf
Monaten schlechter sein werde
als derzeit. Standard 12.2.04

Industriellen-
vereinigung 

In einem neuen Folder jubelt
die Gegenseite über: Senkung
der Körperschaftssteuer auf 25
Prozent, 25 Millionen Euro
Steuererleichterungen für Ver-
sicherungen, besondere Entla-
stungen für energieintensive
Unternehmen. Auch neue Vor-
haben und Ziele werden be-
schrieben. Ein Blick auf die ho-
mepage lohnt sich für alle akti-
ven GewerkschafterInnen …

http://www.iv-newsroom.at/
upload_pub/file_276.pdf

I h r  d a  o b e n  ...

... wir da unten!

VORWÄRTS: Wie schätzt Du
das Verhandlungsergebnis ein?

K: Das Ergebnis ist schlecht, das
sind nur Punkte, die den Regie-
rungsverhandlern entgegen-
kommen. Das Sozialsystem für
die EisenbahnerInnen wird
zerstört – wenn KollegInnen
viele Wochen aufgrund von Be-
rufsunfällen und -erkrankun-
gen nicht arbeiten können,
kriegen sie künftig weniger
Geld. Die Arbeitszeitregelun-
gen kommen in der Urabstim-
mung überhaupt nicht vor, ob-
wohl das ein ganz wichtiger Teil
der Verhandlungen ist – das
hätte auch abgestimmt werden
sollen.

VORWÄRTS: Haberzettl ver-
sucht darzustellen, dass die
Übernahme des Angestellten-
und des Arbeitszeitgesetzes
für die EisenbahnerInnen so-
gar Verbesserungen bedeuten
würden. Wie siehst Du das?

K: Das ist eine Beruhigungs-
taktik. Tatsächlich wird es kei-
ne Verbesserungen bringen –
wo sollen die 100 Milliarden
Einsparungen, denen die Ge-
werkschaft zugestimmt hat,
herkommen? Es wird zu weite-
rem Personalabbau kommen –
die Leute werden in eine Perso-
nalleasinggesellschaft überstellt
und von dort werden sie her-
ausgemietet. Wer nicht gemie-
tet wird, ist unbrauchbar und
wird abgebaut. Die Zukunft
dieser Menschen ist der Regie-
rung völlig egal.

VORWÄRTS: Bist Du mit der
Arbeit der GdE zufrieden?

K: Ich habe viel mit KollegIn-
nen diskutiert – viele sind fru-
striert, weil sie sich durch den
Abbruch des letzten Streiks ver-
raten fühlen. Sie waren bereit,

weiter zu streiken. Noch 3-4
Tage, gemeinsam mit der AUA
und den Verkehrsbetrieben,
dann hätte Schüssel nachgeben
müssen – wir sollten die Kolle-
gInnen nicht unterschätzen!
Die Unterstützung, die ich
während des Streiks von Nicht-
EisenbahnerInnen erfahren
habe, hat mich selbst über-
rascht. Nur die Medien haben
das falsch dargestellt. Was im
Streik ein Problem war, war die
Information vor Ort. Das lag
aber nicht an der Personalver-
tretung vor Ort, sondern das
Problem liegt in der GdE-Zen-
trale. Ich habe in der Gewerk-
schaft schon vor langem meine
Mitarbeit angeboten, aber ich
bin wohl zu kritisch – ich habe
nicht einmal eine Antwort be-
kommen. Dass die GdE-Füh-
rung jetzt etwas Widerstand or-
ganisiert – nachdem sie in der
Vergangenheit ja vielen Ver-
schlechterungen zugestimmt
hat – liegt weniger daran, dass
sie wirklich unsere Interessen
vertreten will, sondern weil sie
Angst um ihre eigenen Posten
hat.

VORWÄRTS: Was wäre dei-
ner Ansicht nach nötig,um Ver-
schlechterungen abzuwehren?

K: Schon die Urabstimmung ist
problematisch – wir sollen ir-
ren Verschlechterungen zu-
stimmen. Eigentlich sollte die
Frage 2 lauten, ob wir für
Kampfmaßnahmen sind, wenn
Verschlechterungen drohen –
für uns ist es ja letztlich egal, ob
Verschlechterungen per Gesetz
oder per KV kommen, dagegen
etwas tun sollten wir auf jeden
Fall.

7. Mai 2004, 1900 Uhr, Wien

Diskussion: “Bilanz des
ÖBB-Streiks & Wie weiter?”

Plattform für kämpferische &
demokratische Gewerkschaften

Peer Gynt,Wien 20, Jägerstr. 20

erreichbar mit U6 Jägerstraße,
U4 Friedensbrücke bzw. 5, 33

“Die KollegInnen 
fühlen sich verraten”

Anlässlich der Urabstimmung unter den EisenbahnerInnen führte Sonja Grusch ein Interview
mit einem Kollegen der ÖBB (Name der Redaktion bekannt), der am Westbahnhof arbeitet.

T E R M I N

Unser Standpunkt 
zur Lage bei den ÖBB

Von Michael Gehmacher, SLP-Gewerkschaftssprecher

Die EisenbahnerInnen haben einen harten Arbeitskampf
hinter sich. Nach einer kurzen Verschnaufpause zur Jahreswen-
de, wurde um die Urabstimmung noch einmal die Erinnerung
an den November 2003 wach. Viele EisenbahnerInnen sind
einerseits frustriert und verunsichert, anderseits aber grund-
sätzlich bereit, wieder in einen Arbeitskampf zu gehen. Das
zeigt sich im Urabstimmungsergebnis und geht auch aus dem
obigen Interview hervor. Streik ist kein Lichtschalter, den die
Gewerkschaftsführung einfach betätigen kann. Streik ist ein
politischer Prozess - die KollegInnen riskieren viel und müssen
daher wissen, wie und wofür gestreikt werden soll. Diese Situ-
ation verlangt nach einer klaren Strategie. Richtig wäre es ge-
wesen, Anfang Mai über ein konkretes Endergebnis abzustim-
men und bei einer Ablehnung mit Streik zu bekämpfen. Dazu
gehört die Frage, wie heute ein Streik gewonnen werden könn-
te. Die Plattform für kämpferische und demokratische Ge-
werkschaften, in der die SLP mitarbeitet, meint in einem Flug-
blatt zur Urabstimmung: “Möglichst viele KollegInnen in allen
Dienststellen sollen in Streik - und Aktionskommitees einge-
bunden sein. Sie sollen Aktionen vor Ort planen und umset-
zen.” Zu einem Streik gehört vor allem, aktiv aus dem Betrieb
auf die Strasse zu gehen um den Streik sichtbar zu machen. Da-
zu kommt Solidarität und die Vernetzung mit anderen Bran-
chen. In vielen Bereichen will die Regierung sparen. Mit Soli-
daritätsstreiks wäre daher allen gedient!   

Die KollegInnen bei den ÖBB fühlen sich von ÖGB und GdE alleingelassen.

Am 25.3., 1.4. sowie unbe-
fristet ab 20.4. streikten die
rund 30 StammfahrerInnen
beim Botendienst Veloce in

Wien. Über Hintergründe und
Selbstverständnis sprach Sonja

Grusch mit Gibson, einem 
Vertreter der BotInnen.

VORWÄRTS: Was sind die
Ziele Eurer Streiks? (die For-
derungen unter www.slp.at)

G: Begonnen hat es damit, dass
der Geschäftsführer uns nicht
mehr wie bisher unseren 57%
Anteil an jedem Auftrag aus-
zahlen wollte. Beim ersten
Streik sind dann noch sieben
andere Punkte dazugekommen.
Da geht’s um die Offenlegung
der Versicherungspolizzen, die
hohe Bearbeitungsgebühr der
Honorarnoten, um Möglichkei-
ten, in der Zentrale unsere
Fahrräder zu reparieren. Das

“Angebot” der Geschäftsfüh-
rung ist, dass wir bis Dezember
auf das Geld verzichten und
dann vielleicht eine minimale
Erhöhung möglich ist, wenn die
Aufträge um 10% zunehmen.
Dem haben wir in der Fahrer-
Innenversammlung nicht zu-
stimmen können. Wir könnten
uns sogar vorstellen, einen
“zinslosen Kredit” bis Juli zu ge-
währen, dann allerdings mit
Rückzahlung! Eine 10%ige Er-
höhung der Aufträge ist zwar
nicht un-
möglich aber
so gut wie un-
wahrschein-
lich, weil jetzt
der erfah-
rungsgemäss
umsatz-

schwache Sommer kommt! Am
19.4. ist noch ein weiterer
Grund dazugekommen, als per
Aushang einer der Fahrerspre-
cher – Citro – entlassen wurde
und allen anderen gedroht wur-
de. Das war übrigens der Tag,
an dem der Aushang für unsere
Betriebsratswahl angebracht
wurde. Wir wollen künftig bes-
sere Informationen und mit-
entscheiden.

VORWÄRTS: Ihr seid freie

DienstnehmerInnen und
fahrt teilweise auf Gewerbe-
schein – seid ihr Unternehmer-
Innen?

G: Eigentlich sind wir in einem
Angestelltenverhältnis. Viele
brauchen diesen Job um Kohle
zu verdienen, da gibt’s Fami-
lien, da gibt’s Leute, die knapp
am Existenzminimum leben.
Das Bild vom Freak, der das
nebenher macht, ist falsch. Es
ist ein ganz normaler Job, hart

verdientes
Geld, vor al-
lem im Win-
ter. Grad für
die Leute, de-
nen es sozial
schlecht geht,
ist so ein

Streik nichts leichtes, aber alle
wissen, worum es geht. Veloce
ist eine riesige Firma, der Ge-
schäftsführer versucht zwar auf
große Familie und Öko zu ma-
chen, aber der Geschäftsführer
schrammt sicher nicht am Exi-
stenzminimum entlang. Die
Solidarität aus anderen Berei-
chen ist wichtig für uns – wir
haben die volle Unterstützung
von der GPA, und erhalten So-
li-Schreiben von AUA, Postbus,
EisenbahnerInnen, auch von
einer Kindergärtnerin. Wir sind
ja die ersten „Atypischen“
Streikenden in Österreich. Es ist
gut zu wissen, dass im Endeffekt
vielleicht auch andere davon
profitieren werden, es geht da
nicht nur um uns.
SSoollii--SSppeennddeenn::  
Kulturinitiative Wiener Angestellte,
BLZ 14.000, Kto-Nr. 01010811968
KW: Veloce-Streik
SSoolliimmaaiillss::  tongakuba@hotmail.com

Bei  rund 35 Stunden pro Woche kommt eine FahrerIn, 
ohne Urlaub zu nehmen, vor Abzug der Steuern im Laufe 
eines Jahres auf durchschnittlich ca. 1000.- Euro / Monat (12x).
Mehrere hundert Euro müssen für die Erhaltung des Rades 
bezahlt werden, es gibt kein Geld im Krankheitsfall, keinen 
bezahlten Urlaub und keine Arbeitslosenversicherung.

Erster Streik der Atypischen! 

Alle Räder stehen still...

F A K T E N & H I N T E R G R Ü N D E
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Von Albert Kropf, SLP Wien Mitte

Europaweit hat die Sozialdemokratie - dort
wo sie in den letzten zehn Jahren an der Regie-
rung war - bewiesen, dass sie kein „kleineres
Übel“ gegenüber den traditionellen bürger-
lichen Parteien ist. In wesentlichen Fragen der
Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik
stehen sozialdemokratische (und grüne) Par-
teien nicht abseits des neoliberalen Mainstre-
ams. In Österreich erweist sich die seit 2000 –
vor allem von Regierung und Medien – propa-
gierte Lagerbildung „Schwarz-Blau“ und „Rot-
Grün“ als Seifenblase. Wenn es darum geht, an
die Futtertröge der Macht zu kommen, kennen
alle vier Parteien im Parlament inzwischen kei-
ne Lager mehr. Die Grünen waren nach den
Landtagswahlen in Oberösterreich die Ersten,
die das Eis brachen und mit der ÖVP „neue We-
ge“ gingen. Der Aufschrei innerhalb der „Basis“
war kaum zu vernehmen. Sehr schnell hat auch
der angeblich linke Teil der Grünen mit der neu-
en Konstellation zu leben gelernt. Ähnliches gilt
auch für die SPÖ, nachdem Gusenbauer und
Ambrozy beschlossen hatten, Haider zum Lan-
deshauptmann zu machen. Das offizielle Ende
der sogenannten „Ausgrenzung“ der FPÖ ist der
vorläufig Tiefpunkt der Entwicklung einer Par-
tei, die vor 115 Jahren angetreten war, den Kapi-
talismus zu stürzen und eine sozialistische Welt
zu erkämpfen.

Die Sozialdemokratie als 
ArbeiterInnenmassenpartei

Eine wirklich sozialistische Partei war die So-
zialdemokratie schon 25 Jahre nach ihrer Grün-
dung 1889/90 nicht mehr. Nachdem die Partei-
führung immer stärker das Ziel einer sozialisti-
schen Veränderung zugunsten einer Strategie
der Integration in den Staat beiseite gelegt hat-
te, folgte bei Kriegsausbruch 1914 der Zu-
sammenbruch. Nicht nur in Österreich nahmen
große Teile der Sozialdemokratie eindeutig für
den Nationalismus, für die eigene herrschende
Klasse und gegen Solidarität und Internationa-
lismus Stellung. Auch nach 1918 änderte die So-
zialdemokratie ihre „reformistische“ Ausrich-
tung auf langfristige, langsame Verbesserungen
nicht und grenzte sich von „revolutionären Ex-
perimenten“ radikal ab. In der polarisierten Re-
alität der 20er und 30er Jahre lief dieser Ansatz
auf eine zurückweichende Haltung gegenüber
dem Faschismus hinaus. In den Jahren nach der
Errichtung der Diktatur 1934 stellten zwar tau-
sende junge AktivistInnen die Führungsrolle
der traditionellen sozialdemokratischen Kräfte
in der ArbeiterInnenschaft offensiv in Frage.
Nach der Befreiung vom Faschismus währte die
Chance für einen echten Neubeginn dann aller-
dings nur kurz: Der kalte Krieg und das Fehlen
einer starken sozialistischen Alternative schufen
die Basis dafür, dass die SPÖ (wieder) zu Mas-
seneinfluss gelangte. Nach einem kurzen
Zwischenspiel übernahm der rechte Parteiflügel
in der SPÖ Anfang der 50er Jahre endgültig die
Macht und arrangierte sich nun völlig mit der
Kapitalseite. Der lange Wirtschaftsaufschwung
schuf – im Gegensatz zur Zwischenkriegszeit -
die reale Basis für längerfristige Verbesserungen.
Die Führung der Sozialdemokratie wurde auf
dieser Grundlage völlig in den bürgerlichen
Staat integriert. Trotzdem blieb die SPÖ noch
über drei Jahrzehnte eine Partei, die nicht nur
von der übergroßen Mehrheit der ArbeiterIn-
nen gewählt wurde, sondern: Die Masse der Be-
schäftigten und Jugendlichen sahen in der SPÖ
– im Unterschied zu heute (!) - auch „ihre“ Par-
tei, mit der sie für Fortschritt und Verbesserun-

gen der Lebensbedingungen kämpfen konnten.
Dabei war das „Herz“ der Partei ihre weit ver-
zweigte Verankerung durch eine Vielzahl von
Vorfeldorganisationen, wie SJ, FSG, Kinder-
freund, Rote Falken, ASKÖ etc. Soziale Ausein-
andersetzungen, Konflikte und gesellschaftliche
Diskussionen mussten sich innerhalb der Partei
widerspiegeln. Trotz extrem bürokratischer
Strukturen war damit ein relativ mächtiges
Gegengewicht gegenüber der bürgerlichen Par-
teiführung in der SPÖ vorhanden. Vor allem in
den 70er Jahren wurde die Sozialdemokratie
zum Brennpunkt der damaligen gesellschafts-
politischen Bewegung nach links. Nicht nur in
Österreich, sondern in vielen europäischen
Staaten waren sozialdemokratisch geführte Re-
formregierungen Ausdruck einer breiten Stim-
mung für „Veränderung“ in der ArbeiterInnen-
klasse, die sich in Wahlsiegen und Mitgliederzu-
lauf für die  Sozialdemokratie zeigte.

Die Verbürgerlichung 
der Sozialdemokratie

Mitte der 70er und Anfang der 80er Jahre mar-
kierten zwei Rezessionen das Ende des langen
Nachkriegsaufschwungs. Damit war die Basis
für die bisherige Reformpolitik der Sozialdemo-
kratie nicht mehr gegeben. Zuvor war es noch
verhältnismäßig leicht, auch nur mit der Andro-
hung von Klassenkämpfen den Unternehmen
das eine oder andere Stück vom Kuchen abzu-
trotzen. In Österreich war das die heute als „gol-

dene Zeit“ verklärte lange Periode der Sozial-
partnerschaft. Erhöht sich jedoch der kapitali-
stische Konkurrenzkampf und brechen die Pro-
fite ein, verschieben sich damit auch gesamtge-
sellschaftlich die Grenzen für Reformen. Als Re-
sultat waren und sind die Unternehmer nicht
weniger bereit, „zu teilen“ und zu verhandeln.
Die SPÖ stand vor der – theoretischen - Ent-
scheidung, entweder mit der bisherigern Strate-
gie und der Integration in den bürgerlichen
Staat zu brechen, oder dramatisch nach rechts
zu gehen. Auch wenn die bürgerlichen Führun-
gen aller sozialdemokratischen Parteien sich
hier eindeutig positionierten, gab es innerhalb
vieler Parteien große Unzufriedenheit und teil-
weise auch erbitterten Widerstand gegen die
Entwicklung. Begleitet wurde der Rechtsruck
der Sozialdemokratie(n) deshalb in einer Viel-
zahl von Ländern mit Ausschlüssen der unange-
nehmen Opposition in den eigenen Reihen
durch die Parteispitze. So auch in Österreich, als
1992 sechs AktivistInnen der Zeitung Vorwärts
(aus der später die SLP entstand) aus der Sozia-
listischen Jugend ausgeschlossen wurden. Die
rechte Politik der Führung und der letztlich er-
folglose Widerstand der Linken in der Sozialde-
mokratie führte zu einer qualitativen Verände-
rung in der Zusammensetzung dieser Parteien:
Sie verbürgerlichten. ArbeiterInnen, Frauen
und Jugendlichen wandten sich in Massen von
ihren traditionellen Organisationen ab, übrig
blieben schließlich teilweise völlig überaltete,
einflusslose Sektionen und zu Serviceorganisa-
tionen umfunktionierte Vorfeldstrukturen.
Dem Rechenschaftsbericht für 2001 auf der
SPÖ Homepage ist zu entnehmen, dass rund
94,5 Mio Schilling an Mitgliedsbeiträgen einge-
nommen wurden. Rechnen wir nun mit dem of-
fiziellen Beitrag von 5,- pro Monat, dann ergibt
das gerade einmal knappe 160.000 zahlende
Mitglieder, die der SPÖ noch geblieben sind!
Geht man von den offiziellen Mitgliedzahlen
der 70er Jahre aus (700.000 Mitglieder), bedeu-

tet das, dass die SPÖ vor allem unter Vranitzky,
Klima und Gusenbauer rund 80 Prozent ihrer
Basis verloren hat.

Die Gewerkschaften 
in Geiselhaft der SPÖ

In den 80er Jahren war die enge Verbindung
zwischen SPÖ und Gewerkschaften noch ein
Faustpfand in der Hand der SPÖ gegenüber
FPÖ und ÖVP. Auch Vranitzky und Co. brauch-
ten die Gewerkschaften noch eine zeitlang, um
die ArbeiterInnen bei ihrem Sozialabbau ruhig
zu stellen. Ohne diese Kontrolle wäre z.B. die
Zerschlagung und Privatisierung der ehemali-
gen Verstaatlichten nicht ohne Kampf umzuset-
zen gewesen. Mit der Argumentation, dass
durch die Mitwirkung der Sozialdemokratie die
Angriffe zumindest ein wenig „abgefedert“ wer-
den könnten, ließen sich die Gewerkschaften
unentwegt vor den Karren der SPÖ spannen.
Doch unter der Oberfläche kam es zu einer Aus-
einanderentwicklung von Partei und Gewerk-
schaft, die heute immer deutlicher sichtbar
wird. Auf der einen Seite existiert eine SPÖ, die
über keine tiefgehende Verankerung mehr in
der ArbeiterInnenklasse verfügt und neolibera-

le Politik betreibt. Auf der anderen Seite ein
ÖGB dessen Existenzberechtigung als Interes-
sensvertretung durch die neoliberale Politik re-
al in Frage gestellt wird. Überall in Europa sehen
sich selbst die angepasstesten Gewerkschafts-
führungen deshalb auch gezwungen, immer
stärker in Opposition zur Sozialdemokratie zu
gehen – will man nicht als Gewerkschaft völlig
untergehen. Besonders deutlich wird das dort,
wo die Sozialdemokratie heute an der Macht ist.
In Berlin trat z.B. die SPD-PDS (ex-Stalinisten)
geführte Stadtregierung aus den Tarifvertrags-
verhandlungen (=Kollektivvertrag) für die öf-
fentlichen Beschäftigten aus und beging damit
„Tarifflucht“ – ein Modell welches die
CDU/CSU geführten Bundesländer jetzt über-
nehmen wollen. Auch in Wien drückt sich die
SPÖ Regierung um den Kollektivvertrag für Be-
dienstete im Sozialbereich herum. Die Gewerk-
schaften dürfen zwar noch die Parteikassen fül-
len, aber mitreden und mitbestimmen über den
politischen Kurs dürfen sie schon lange nicht
mehr! Doch während die SPÖ zunehmend ihre
Verbindungen zur Gewerkschaft kappt, versu-
chen Verzetnitsch, Haberzettl und Co. die Ge-
werkschaften weiterhin sklavisch in der „töd-
lichen“ Umarmung zu halten. Streikabbruch

SPÖ & Gusenbauer: Der Letzte dreht das Licht ab!

So starb eine Partei
Gabi Burgstaller in Salzburg, Rudi Anschober (Grüne) in Oberösterreich, Ambrozy in Kärnten,

SPD und Grüne in Deutschland, Tony Blair in Britannien: Sie alle stehen für eine brutale Kürzungspolitik.

Gusenbauer vor der SPÖ-Ahnengalerie. Was blieb von der einstigen ArbeiterInnenpartei?



Seit Franz Vranitzky hatte die SPÖ eine Koali-
tion mit der FPÖ unter Jörg Haider ausgeschlos-
sen. Diese Strategie schien zumindest bis 2000
als am besten geeignet, um den Machterhalt der
Sozialdemokratie zu sichern. Trotz Sozialabbau
und ausländerfeindlicher Gesetze wurde die
SPÖ lange von vielen Gewerkschaftsmitgliedern
und Jugendlichen als kleineres Übel gewählt.
1999 zerbröselte die SPÖ/ÖVP-Regierung letzt-
lich doch am breiten Unmut über die neolibera-
le Politik der großen Koalition. Auf der Suche
nach dem Weg zurück zur Macht scheint die
SPÖ-Führung inzwischen auch für ein Arrange-
ment mit dem Rechtsextremismus bereit.

Anbandeln mit dem Rechstextremismus:
Kein Ausrutscher!

Noch bevor sich jetzt herausstellte, dass Partei-
chef Gusenbauer über die Koalitionsverhand-
lungen und deren Fortschritte laufend infor-
miert war, wurde die historische Sonderrolle der
Kärntner SPÖ als „Entschuldigung“ herausge-
strichen. Natürlich stimmt es, dass besonders
die Kärntner SPÖ immer schon am rechten
Rand herumtümpelte und dort diese Koalition
am wenigsten überrascht. Doch auf allen Ebe-
nen existiert diesbezüglich eine Traditionslinie,
an welche die SPÖ heute gegebenenfalls an-
knüpfen kann. Nach 1945 buhlte die SPÖ ge-
meinsam mit allen anderen Parteien um die
Stimmen und Mitgliedschaft ehemaliger Nazis.
Als sich der VDU, die Vorgängerpartei der FPÖ,
gründete, wurde das von der SPÖ unterstützt
und begrüßt. Taktischem Kalkül wurde der Vor-
rang gegenüber politischen Prinzipien gegeben.
Schließlich glaubte man, mit einer weiteren Par-
tei das bürgerliche Lager spalten zu können. An-
fang/Mitte der 60er Jahre kam es zu einer weite-
ren Annäherung zwischen den beiden Parteien.
Der damalige SP-Spitzenfunktionär und Ge-
werkschafter Franz Olah leitete 1.000.000,-
Schilling aus der Gewerkschaftskassa zur FPÖ,
um sie für eine kleine Koalition zu gewinnen. Ei-
nige Jahre später erkaufte sich die SPÖ die wohl-
wollende Duldung ihrer Minderheitsregierung,
der nebenbei 4 ehemalige NSDAP-Mitglieder

angehörten, durch die FPÖ. Der Preis war eine
Wahlrechtsreform, welche die FPÖ begünstigte
und ihren Verbleib im Parlament stärker sicher-
te (nachzulesen im „Handbuch des Österreichi-
schen Rechtsextremismus“ S 330ff). Der Höhe-
punkt dieser Integrationsstrategie gegenüber
dem „3. Lager“ war schließlich die kleine Koali-
tion mit den Freiheitlichen 1983-1986. Dass die
damalige „liberale“ Führung der FPÖ immer le-
diglich ein Feigenblatt für die rechtsextreme
Mehrheit in dieser Partei gewesen war, zeigte
sich schließlich 1986, als Haider zum FPÖ-Ob-
mann gewählt wurde. Umgekehrt gab es auch
immer SPÖ-Spitzenfunktionäre, die wenig in-
haltliche Trennschärfe gegenüber dem Rechts-
extremismus aufwiesen. Stellvertretend sei hier
nur an den ehemaligen Welser Bürgermeister
Karl Bregartner erinnert, der sich seine Amtszeit
hindurch weigerte, Symbole der Waffen-SS und
andere „Braune Flecken“ in Wels zu entfernen.
Der Kampf gegen „Bre“ gipfelte darin, dass ein
Antifaschist und SLP-Mitglied von Bregartner
sogar geklagt wurde, während die SPÖ jahrelang
tatenlos seinem Treiben zusah.

Der Aufstieg der FPÖ 
als ein Teil der Geschichte der SPÖ

Über dieses oft fragwürdige taktische Verhält-

nis zum Rechtsextremismus hinaus, besteht ein
weiterer – langfristiger – Zusammenhang zwi-
schen der Entwicklung der SPÖ und der FPÖ,
der bis heute fortwirkt. Jörg Haider gelang es, in
das politische Vakuum zu stoßen, das der Ver-
bürgerlichungsprozess der Sozialdemokratie
hinterließ. Je zynischer und ungenierter die SPÖ
den Sozialabbau vorantrieb, desto stärker konn-
te Haider mit seinem Rechtspopulismus punk-
ten und tief in ehemalige Kernschichten der
SPÖ und ArbeiterInnenschaft vordringen. Die-
se Entwicklung erreichte in der 2. Hälfte der 90er
Jahre ihren Höhepunkt. Die Mehrheit der Ar-
beiterInnen und Angestellte wählte nicht mehr
die SPÖ, sondern die FPÖ. Die konkreten Erfah-
rungen mit der FPÖ an der Regierung machten
dieser Entwicklung zwar vorläufig ein jähes En-
de. Nun ist es aber die SPÖ-Führung selbst, die
diese rechtsextreme Partei wieder verstärkt ins
Spiel bringt. Wenn heute ArbeiterInnen und 
Jugendliche – selbst wenn sie SPÖ wählen – kei-
ne Erwartungen mehr in die Sozialdemokratie
setzen, haben sie damit völlig recht. Das offene
Bündnis mit der Haider-FPÖ ist nicht nur ein
fatales Zeichen. Es unterstreicht vor allem, dass
die Sozialdemokratie inzwischen zu einer 
stinknormalen bürgerlichen Partei geworden
ist, zu der eine sozialistische Alternative notwen-
dig ist.
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und faule Kompromisse sind die logische Folge
einer Gewerkschaftsstrategie, die auch die Inter-
essen einer neoliberalen SPÖ-Führung berük-
ksichtigen will. Die FSG ist neben denen, die sich
zu keiner Fraktion bekennen, die größte Grup-
pe innerhalb des ÖGB. In vielen Bereichen, vor
allem der ehemaligen Verstaatlichten, wird eine
Gewerkschaftsmitgliedschaft mit der Mitglied-
schaft bei der FSG gleichgesetzt. Die Opposi-
tionsfraktionen UG-AUGE (von den Grünen)
und der GLB (von der KPÖ dominiert) stellen
in diesen Bereichen oftmals keine wirkliche po-
litische Alternative dar. Das macht es der FSG-
Führung leichter, die Rolle einer „Einheitsge-
werkschafts-Fraktion“ zu spielen und die ande-
ren mit einer „Teile und Herrsche“-Politik ein-
zubinden und damit zu neutralisieren. Dort, wo
jedoch selbst die FSG in der Opposition ist (wie
zum Beispiel im Öffentlichen Dienst – GÖD),
zeigt sich auch ihre tatsächliche politische
Schwäche, Widerstand zu leisten. Viele Kolle-
gInnen der FSG stehen selbst vor Ort in ihren
Betrieben der Politik der eigenen Führung mit
immer weniger Verständnis gegenüber. Ihre tag-
tägliche Arbeit für und mit den KollegInnen in
den Betrieben wird zunehmend durch Äuße-
rungen und Beschlüsse der FSG Führung torpe-
diert. Die SPÖ- und Gewerkschaftsspitze hat
keine Alternative zur Kürzungspolitik zu bieten.
Aus diesem Grund hat die SLP mit anderen die
„Plattform für kämpferische und demokrati-
sche Gewerkschaften“ gegründet. Dabei handelt
es sich um eine fraktionsübergreifende Initiati-
ve zur Vernetzung und zum Aufbau betrieb-
licher Gegenwehr, zu der wir auch alle kämpfe-
rischen FSG-Mitglieder einladen.

Für eine neue ArbeiterInnenpartei

Die rotblaue Koalition in Kärnten hat unter
vielen SPÖ- und Gewerkschaftsmitgliedern zu
Recht Empörung ausgelöst. Sie fühlen sich
durch das Bündnis mit der radikalsten neolibe-
ralen Partei (der FPÖ) vor den Kopf gestoßen.
Während einzelne Proponenten aus dem Um-
feld der SPÖ (wie Einem, Heller oder Knoll) via
Medien ihrem Unmut Luft verschaffen konnten,
hat niemand die Stimme für die Arbeitnehmer-
Innen erhoben. Doch sie sind am stärksten be-
troffen von einem Landeshauptmann, der ein
Gewerkschaftsfeind ist und dessen Partei täglich
gegen „Sozialschmarotzer“ und ausländische
KollegInnen hetzt. Die Linken in SPÖ und FSG
laufen Gefahr, bei den sicher kommenden wei-
teren Rechtswendungen nur kommentierend an
der Seite zu stehen. Nur durch Presseaussen-
dungen, wie z.B. von der Sozialistischen Jugend,
kann maximal das eigene Gewissen beruhigt,
aber keine Möglichkeit zur organisierten
Gegenwehr geboten werden! Die Gründung ei-
ner Oppositionsplattform gegen die Parteifüh-
rung und ihre rechte Politik, an der sich alle in-
und außerhalb von SPÖ und FSG beteiligen
können, wäre zum Beispiel ein Schritt in diese
Richtung. Wir schlagen dafür ein Programm
vor, welches nicht wie in der Vergangenheit bei
Reformen stecken bleibt.Wir glauben auch, dass
die Parteiführung auf eine solche Oppositions-
plattform mit massiver Repression und Aus-
schlüssen reagieren würde und sich deshalb
auch die Frage nach organisatorischen Alterna-
tiven stellt. International gibt es bereits Beispie-
le für solche Initiativen wie etwa in Deutschland.
Wir würden eine solche Initiative auch in Öster-
reich begrüßen und aktiv unterstützen – vor al-
lem wenn sie anerkennt, dass die ArbeiterInnen-
klasse wieder eine echte politische Vertretung
braucht. Wir sind der Meinung, dass ein solcher
konsequenter Kampf sehr schnell die Frage nach
einer neuen ArbeiterInnenpartei aufwerfen
würde.

Das CWI (dem die SLP als österreichische Sek-
tion angehört) kämpfte im internationalen Rah-
men drei Jahrzehnte lang innerhalb vieler sozi-
aldemokratischer Parteien gegen die bürger-
lichen Führungen und für einen sozialistischen
Kurswechsel. Damit gelang es uns über Jahre
hinweg viele Jugendliche und ArbeiterInnen zu
gewinnen. Als Konsequenz der Verbürgerli-
chung der sozialdemokratischen Parteien zogen
die Mitglieder des Komitees für eine ArbeiterIn-
neninternationale (CWI) Anfang/Mitte der
90er Jahre den Schluss, eigenständige revolutio-
näre Parteien und Organisationen zu gründen.
Heute besitzt das CWI 32 Sektionen auf allen
Kontinenten.

Vor 20 Jahren:
Rotes Liverpool gegen Thatcher

Den größten Einfluss innerhalb der Sozialde-
mokratie erlangte unsere britische Schwesteror-
ganisation die als marxistische Strömung „Mili-
tant“ (Kämpferisch) mit anderen Linken 1984
die Mehrheit in der Liverpooler Labourparty
und damit auch im Stadtparlament erlangte.
Zur selben Zeitpunkt begann die „eiserne Lady“
Margret Thatcher, den britischen Sozialstaat
und die Gewerkschaftsbewegung zu zerschla-
gen. In Liverpool wurde gezeigt, wie sozialde-
mokratische Mehrheiten von einer organisier-
ten linken Opposition genutzt werden können.
Gemeinsam mit den Beschäftigten, Jugend-
lichen und Bewohnern der Stadt, konnte in den
folgenden Jahren bis 1987 dem neoliberalen

Kurs der Thatcher-Regierung, das Projekt eines
„roten Liverpools“ entgegengestellt werden. Zu
dessen Leistungen zählten: Einführung der 35h-
Woche bei vollem Lohn, der Beschluss der vori-
gen Regierung, 2.000 Jobs zu streichen, wurde
zurückgenommen, 5.000 neue Sozialwohnun-
gen gebaut (damit mehr als alle anderen Kom-
munen Englands zusammen!), 12.000 neue Ar-
beitsplätze in der Baubranche durch öffentliche
Bauaufträge geschaffen und eine Erhöhung des
Mindestlohns für städtische Beschäftigte er-
höht, um nur die markantesten zu nennen.Auch
als Thatcher den Geldhahn völlig zudrehte und
gleichzeitig den gesamten Stadtrat vor Gericht
zerrte, gaben die LiverpoolerInnen nicht auf: In
mehreren Generalstreiks kämpften Stadtregie-
rung und die ArbeiterInnenklasse gemeinsam.
Das rote Liverpool scheiterte damals nicht an
Thatcher, sondern an der Politik der Labour
Party in Britannien: Die damalige Parteiführung
schloss sich der Hexenjagd der Thachterregie-
rung und der Medien gegen die Liverpooler
„Bolschewisten“ an und liquidierte gleichsam
die gesamte Stadtorganisation. Gleichzeitig wei-
gerten sich andere von Labour geführten Städ-
te, dem Liverpooler Beispiel des konsequenten
Widerstandes zu folgen.

Gibt es eine Perspektive 
für Linke in SPÖ und FSG?

Im Gegensatz zu den 80er Jahren halten wir es
für ausgeschlossen, dass eine linke Kraft in der
Sozialdemokratie in irgend einem Land ein ähn-

liches Projekt aufziehen könnte und drei Jahre
lang einer neoliberalen Regierung die Stirn bie-
ten würde. Weder in der Labour Party, noch in
der SPD oder der SPÖ gibt es heute die Basis, auf
die sich ein solcher konkreter Widerstand stüt-
zen und auch gegen die Repression der Partei-
führung verteidigt werden könnte. Doch nicht
alle Linken in der SPÖ haben den Schritt des
Großteils der „alten“ Parteimitgliedschaft nach-
vollzogen und sind ausgetreten. Einige Linke
sind bis heute in der Sozialdemokratie verblie-
ben in der Hoffnung, dass die SPÖ wie in den
70er Jahren in Zukunft wieder zum Brennpunkt
gesellschaftlicher Kämpfe und Veränderungen
nach „links“ wird. Eine Analyse der großen Er-
eignisse der letzten Jahre zeigt, dass sich diese
Hoffnungen nicht bestätigt haben. Mit der blau-
schwarzen Regierung hat seit 2000 eine Welle
von Demonstrationen, Kämpfen und Streiks
Österreich überzogen. Selbst eine der letzten lin-
ken Strömungen in der SPÖ – die Zeitung „Fun-
ke“ - muss allerdings feststellen: „Nur scheinen
die Oppositionsparteien, allen voran die SPÖ,
unwillig und unfähig, diesem Widerstand eine
organisatorische Alternative zu bieten. Von Auf-
bruchsstimmung ist in der Sozialdemokratie
nichts zu merken.“ Offen bleibt daher zum ei-
nen die Frage, mit welcher Perspektive Linke
heute in der SPÖ arbeiten. Zum anderen wird
die Frage eines gemeinsamen, organisierten
Widerstandes aller (!) Linken gegen die neolibe-
rale Politik SPÖ-Führung – vor allem dort, wo
diese an der Macht ist – immer vordringlicher.

20 Jahre Liverpool 

Linke Oppositionsarbeit konkret

Kärnten ist überall möglich
Auf dem Weg zur Macht geht die SPÖ-Spitze weit - manchmal bis nach Klagenfurt

14. und 21. Mai, Wien

Diskussion:
SPÖ - wie konnte das passieren?!

14. Mai um 1930, Bunte Kuh,
Wien 5, Zentagasse / Ecke Siebenbrunnengasse

Diskussion:
Die Logik des kleineren Übels: US-Präsident-
schaftswahl und die Kampagne von Ralph Nader

21. Mai um 1930, Bunte Kuh,
Wien 5, Zentagasse / Ecke Siebenbrunnengasse

T E R M I N E

Gusenbauer und der SPÖ ist auch nichts zu blöd. Hier beim Villacher Fasching 2003.
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Die SLP-Treffpunkte:

SLP-Ortsgruppe Wien-West 
Jeden Mittwoch um 19.00 Uhr, Club International, 16., Payerg. 14

SLP-Ortsgruppe Wien-Margareten
Jd. Fr. 19.00 Uhr; Bunte Kuh, 5., Zentag./ Siebenbrunneng.

SLP-Ortsgrupe Wien-Mitte
Jeden Donnerstag um 19.00 Uhr im Amerlinghaus, 7., Stiftg. 8

SLP-Ortsgruppe Wien-Nord:
Jeden Freitag, 18.30 Uhr, “Peer Gynt”, 20., Jägerstr. 38

SLP-Linz: 
Jeden Freitag, 19.00 Uhr “Alte Welt” (im Keller), Hauptplatz 4

SLP-Salzburg 
Anzutreffen jeden Dienstag bei den Treffen von SWI in Salzburg,
19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

SLP-Amstetten:
Anzutreffen samstags bei den Treffen von SWI, 16.00 Uhr,
Segafredo am Hauptplatz. Nicht regelmäßig:
Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

Die SWI-Treffpunkte:

SWI in Wien
Treffen bitte telefonisch unter 01/524 63 10 erfragen. 

SWI in Salzburg 
jd. Di. 19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

SWI-Amstetten:
Immer Samstags 16.00 Uhr, Segafredo am Hauptplatz. Nicht 
regelmäßig: Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

Widerstand gegen Ras-
sismus und die Bekämpfung
seiner sozialen Ursachen - wie
Arbeitslosigkeit und Woh-
nungsnot - stehen bei zahlrei-
chen SWI-Aktionen auf der
Straße und vor Schulen im
Mittelpunkt. So drohte der
HTL Traun (OÖ) im Februar
das Aus. Der Protest von El-
tern, SchülerInnen und Leh-
rerInnen hat diese Bedrohung
noch abwenden können.

Mitglieder von SWI und der
SLP waren aktiv am Kampf
für die Erhaltung dieser Schu-
le beteiligt - denn Missstände
wie diese sind es, welche der
extremen Rechten momentan
unter Jugendlichen Auftrieb
geben. Das war auch der
Schwerpunkt des SWI-Kon-
gresses am 24. und 25. April.

Anders als bei etablierten po-
litischen Kräften stand bei uns
dieses Wochenende nicht die
Präsidentschaftswahl im Mit-
telpunkt der Diskussion, son-
dern die Frage, wie Nazis, Ras-
sismus und Fremdenhass, So-
zialabbau und Jugendarbeits-
losigkeit effektiv bekämpft
werden können. Zahlreiche
Jugendliche aus Nieder- und
Oberösterreich, Salzburg und
Wien sprachen mit einem
tschechischen Genossen über
die “EU neu” und stellten sich
die Frage “Haben wir eine Al-
ternative zum System?”.

Wie weiter?

Neben der Demo am 1. Mai
gegen Nazis (siehe Rückseite)
organisieren wir wie jedes Jahr
einen Bus zur Befreiungsfeier
im ehemaligen KZ Mauthau-
sen am 9. Mai. Für den Tag zu-
vor ist die “Heldenehrung”des
Wiener Korporationsringes
angekündigt, wo der Landes-

parteiobmann der FPÖ-Wien
Labg. Heinz-Christian Stra-
che - selbst Mitglied der Bur-
schenschaft Vandalia - die To-
tenrede halten wird. Gegen-
wehr ist nötig! 

Widerstand gegen CV

Verschiedene katholische
(nichtschlagende) Hoch-
schulverbindungen des Öster-
reichischen Cartellverbandes
(ÖCV) kündigen auf ihren
Internetseiten den Pennäler-
tag des Mittelschüler Kartell-
verbandes an. Dieser soll fin-
det von Fr., 28. bis Mo., 31.
Mai statt. Im CV-Papier zum
Verfassungskonvent fordern
sie “Als politisches Druckmit-
tel widerspricht der General-
streik allerdings der demokra-
tischen Grundordnung des
Staates.” oder “Abtreibungen
ohne Indikation sind verbo-
ten. Eine bloß soziale oder
rein eugenische (nicht medi-
zinische) Indikation ist unzu-

lässig.” Dass sich diese Man-
nen, die schon im Austrofa-
schismus gegen die Arbeiter-
Innenbewegung und die Lin-
ke mit Waffengewalt aufgetre-
ten sind, auch heute gegen uns
richten, wurde jüngst wieder
augenscheinlich. Auf ihrer
Website titeln sie: “ÖH für
Cartellverband untragbar -
Radaubrüder müssen gehen”
und solidarisieren sich mit
Rektor Winckler gegen die
Interessen der Studierenden.
Kämpf auch du mit uns für ei-
ne Gesellschaft ohne Ausbeu-
tung und Rassismus - werde
aktiv bei SWI!

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 10,-- pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein „All-Inclusive-Abo“
eben.                PPSSKK  88881122..773333

Sozialistischer Widerstand International aktiv:

Sozialistische Jugendorganisation aufbauen!

S P E N D E N

Während auf der Welt über-
all Menschen den Festtag der
internationalen ArbeiterIn-
nenbewegung begehen, steht
für MigrantInnen in Öster-
reich eine Katastrophe ins
Haus: Am 01.05.2004 tritt das
neue Asylgesetz in Kraft.

Von Pia Abel,
SLP Wien Mitte

Ab 1. Mai wird es de facto un-
möglich sein, in Österreich
Asyl zu erhalten. Unter dem
Deckmantel der “Verfahrensö-
konomie” wurde das Recht auf
Asyl massiv beschnitten:

Zum einen wurden die soge-
nannten “Dublin-Staaten”
(d.h. ”sichere Drittstaaten”)
nun per Gesetz in einer Liste
festgelegt. Zum anderen wurde
die Verfahrensdauer auf Ko-
sten der AsylwerberInnen ge-
kürzt. Die Wahrscheinlichkeit,
in Zukunft in einem Verfahren
einen Negativbescheid zu er-
halten, ist damit massiv gestie-
gen. Die aufschiebende Wir-
kung der Berufung wurde in
manchen Fällen einfach gestri-
chen: In Zukunft können da-
her sogar Menschen mit aner-
kanntem Asylgrund einfach
abgeschoben werden.

Asyl?
sicher nicht bei uns!

In Zukunft wird ein Asylan-
trag mit großer Wahrschein-
lichkeit als “unzulässig” zu-
rückgewiesen. Während die
Genfer Flüchtlingskonvention
zumindest vorsieht, dass die
Frage des “sicheren Drittstaa-
tes” für jeden Einzelfall indivi-
duell während des Verfahrens
geklärt werden muss, sieht das
neue Gesetz eine fixe Liste mit
sicheren Drittstaaten vor. Am
01.05.2004 treten der EU
gleichzeitig zehn neue Mit-
gliedstaaten bei -  mit dem
neuen Asylgesetz werden alle

Grenzstaaten Österreichs zu si-
cheren Drittstaaten erklärt,
und dass obwohl einige Länder
(z.B. Italien und Slowakei) bis
dato in einzelnen Verfahren als
nicht sicher eingestuft wurden.
AsylwerberInnen, die über
dem Landweg kommen, haben
ab diesem Zeitpunkt keine
Chance mehr, Asyl zu bekom-
men. Das Verfahren wird sich
dann in erster Linie auf die
Frage des Einreisestaates  kon-
zentrieren - die Frage des Asyl-
grundes steht vollkommen im
Hintergrund.

“Verfahrensökonomie” =
kurz und rechtlos!

Das neue Asylgesetz sieht ein
Neuerungsverbot vor, mit dem
es unmöglich gemacht wird,
neue Tatsachen in einem Beru-
fungsverfahren vorzubringen.
Von der Flucht und durch Ge-
walterfahrungen traumatisier-
te Menschen müssen sich wäh-
rend der sehr kurzen  Dauer
der Erstinstanz an alle Einzel-
heiten erinnern können! Eine
solche psychologische Lei-
stung wird absurder Weise
dann besonders für diejenigen
ein Problem, die am dringend-
sten den Asylstatus brauchen.
Vor allem Frauen werden in
Fällen sexueller Gewalt keine
Zeit haben, Vertrauen zu ent-
wickeln, über die Gewalterfah-
rungen sprechen zu können.

Die Abschaffung der aufschie-
benden Wirkung der Berufung
in einigen Fällen ermöglicht
zusätzlich die Abschiebung
noch während des laufenden
Verfahrens. Das Recht auf Asyl
ist damit für viele Menschen
vollends ausgehöhlt.

AsylwerberIn Oder 
“Wirtschaftsflüchtling”?

Als Grund für die Novelle
wird die effizientere Erfassung
von “Wirtschaftsflüchtlingen”
genannt. Schon die Genfer
Flüchtlingskonvention macht
die absurde Unterscheidung in
zwei Kategorien von Migran-
tInnen: jene, die aus “politi-
schen” Gründen emigrieren,
und jene, die dies aus “wirt-
schaftlichen” Gründen tun.
Der Hintergrund von Migra-
tion ist vollkommene Perspek-
tivlosigkeit in den Herkunfts-
länder - die Gründe dafür sind
zahlreich und lassen sich nicht
stur in eine dieser beiden Ka-
tegorien einteilen. Die Berau-
bung der wirtschaftlichen Exi-
stenz, wie sie für viele Men-
schen aufgrund der ungerech-
ten Weltordnung Dauerzu-
stand ist, äußert sich tagtäglich
in schwerwiegenden Men-
schenrechtsverletzungen. Die
Unterscheidung wirtschaftlich
– politisch dient in Wirklich-
keit nur dazu, Flüchtlinge
zweiter Klasse zu schaffen, die

keine Chance haben, in der Fe-
stung Europa einen Platz zu
finden.

Asyl ohne Integration

In 20% der Fälle wurde bis
dato das Recht  auf Asyl ge-
währt – das bedeutet für die
Betroffenen jedoch keine sehr
rosige Perspektive. Es gibt so
gut wie keine Starthilfe für die
Betroffenen, der Arbeitsmarkt
bleibt abgeschottet. Ohne ge-
sellschaftliche Integration
bleibt vielen AsylantInnen nur
ein Leben von  Sozialhilfe. Der
ÖGB bleibt auch in dieser Fra-
ge bei seiner nationalistischen
Politik, die die Chancen eines
gemeinsamen Kampfes für
Verbesserungen ignoriert.

1. Mai: Tag des Kampfes für
MigrantInnenrechte

Als Teil einer internationalen
Organisation ist für die SLP
der 1. Mai vor allem ein inter-
nationaler Kampftag. In über
30 Staaten, darunter “klassi-
sche” Herkunftsstaaten von
Migration wie Nigeria, Indien
und Sri Lanka, gehen Mitglie-
der des CWI auf die Straße um
für eine sozialistische Perspek-
tive und für neue, kämpferi-
sche ArbeiterInnenparteien
einzutreten. Am Tag der Oster-
weiterung rufen gleichzeitig in
Wien rechtsextreme Gruppen
zu einer Demonstration auf:
Unter dem Motto “Gegen die
EU” beantworten sie Fragen
der Krise des Gesundheitssy-
stems, Jugendarbeitslosigkeit
und Pensionsraub mit einer
Hetze gegen MigrantInnen.
Die SLP wird ihnen am 1.Mai
mit einem internationalen und
sozialistischen  Programm die
Stirn bieten – gemeinsam mit
Jugendlichen, Arbeitnehmer-
Innen und Arbeitslosen, unab-
hängig von nationaler und eth-
nischer Herkunft! 

1. Mai: Ein schwarzer Tag für Flüchtlinge!

Am 1. Mai tritt das neue Asylgesetz in Kraft

Abtreibungsgegner verlieren Prozess:

Schluss mit dem Terror!
Seit 30 Jahren gilt in Österreich die Fristenlösung. In letzter Zeit

kommt sie verstärkt unter Beschuss: einerseits von radikalen Ab-
treibungsgegner/innen, die mit ihren Methoden Frauen terrori-
sieren, andererseits von Kirche, FPÖ und ÖVP.

Die Sozialistische LinksPartei (SLP) führt seit Jahren eine Kam-
pagne für das Selbstbestimmungsrecht von Frauen. Gemeinsam
mit Aktivist/innen und Interessierten wollen wir diskutieren:
Wie steht es um das Frauenrecht auf Schwangerschaftsabbruch
in Österreich? Welche Möglichkeiten haben Frauen wirklich?
Was kann getan werden, um den Psychoterror der Anti-Abtrei-
bungs-Aktivist/innen zu stoppen?

Podiumsdiskussion
mit Beate Wimmer-Puchinger

(Wiener Frauengesundheitssprecherin),
Claudia Sorger (Frauensprecherin der SLP) 

und Sabine Beham (Leiterin der Lucina Klinik)

Donnerstag, 6. Mai 2004, 1900 Uhr, Café Tachles,
Wien 2, Karmeliterplatz 1 

(erreicbar mit Straßenbahn 21 bzw. N, 1 Station von U1/U4 Schwedenplatz)

Flüchtlinge in Traiskirchen: Viele werden abgewiesen
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Veranstaltungsreihe
mit Segun Sango 

Segun ist Gewerkschafter, So-
zialist & Kämpfer gegen die
Diktatur in Nigeria

Er ist Vorsitzender der Natio-
nal Conscience Party in Lagos,
Generalsekretär des Democra-
tic Socialist Movenment und
Vorstandsmitglied der Cam-
paign for Democratic and
Workers’ Rights in Nigeria

Dienstag 25.5. in Wien
SLP & Vertrauenspersonen-
ausschuss ÖBB Nordbahn-

strasse laden ein:

1600 Zur gewerkschaftlichen Si-
tuation in Nigeria
1830 Die politische Situation in
Nigeria: Wie sich Jugendliche
und ArbeiterInnen wehren! 
WO: Ehemalige Bundesbahn-
direktion Wien, Nordbahn-
strasse 50 - Lehrsaal 1 im Erd-
geschoss, 1020 Wien (Nähe
Praterstern)

Mittwoch 26.5. 1830 in Linz
Südwind Oberösterreich und

SLP laden ein:

Die politische Situation in Ni-
geria: Wie sich Jugendliche und
ArbeiterInnen wehren! 
WO: KunstRaum – Goethe-
strasse 22, 4020 Linz (Nähe
Blumau)

Do. 27.5., 1730 in Salzburg
SLP und SWI laden ein:

Nigeria: Keine Demokratie nach
der Diktatur, Kein Wohlstand
durch Öl. Mit der Kampagne
für demokratische und Arbei-
terrechte in Nigeria (CDWRN)
WO: Arbeiterkammer Salz-
burg, Großer Saal, Erdgeschoß
hhttttpp::////wwwwww..ssoocciiaalliissttnniiggeerriiaa..oorrgg//

30 Jahre CWI

1974 wurde das Komitee für ei-
ne ArbeiterInnen-Internatio-
nale (CWI) als kleine Strö-
mung gegründet. In den letzten
30 Jahren hat unsere Interna-
tionale viele wesentliche
Kämpfe initiiert und geführt.
Sie ist heute in über 30 Ländern
auf allen Kontinenten vertre-
ten, verfügt über Dutzende an-
erkannte Streik- und Gewerk-
schaftsführerInnen, mehrere
Abgeordnete und tausende ak-
tive Mitglieder. Besonders un-
sere GenossInnen in der neo-
kolonialen Welt stehen unter
einem gewaltigen politischen
und sozialen Druck. Die öster-
reichische Sektion des CWI –
die SLP – hat deshalb beschlos-
sen – neben ihren regulären
internationalen Mitgliedsbei-
trägen - 1000 Euro für unsere
internationale Arbeit zu sam-
meln. Damit wird vor allem in
Afrika, Asien und Lateinameri-
ka der weltweite sozialistische
Widerstand gegen Ausbeutung
und Unterdrückung aufge-
baut.
hhttttpp::////wwwwww..ssoocciiaalliissttwwoorrlldd..nneett//

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

Von Wolfgang Fischer,
SLP Wien-Mitte

Nach beinahe 5 Jahren “De-
mokratie” haben sich die Le-
bensbedingungen für 120
Millionen Menschen in Nige-
ria drastisch verschlechtert.
Nigerias Ölindustrie wird
vom britisch-niederländi-
schen Multi Shell und anderen
Konzernen (ExxonMobil, Ha-
liburton, Elf, ..., OMV) kon-
trolliert, mehr als 95% der
Wertschöpfung fließen ins
Ausland. Weitere unerschlos-
sene Ölfelder im Golf von
Guinea werden das militäri-
sche Engagement des Imperi-
alismus in dieser Region ver-
stärken – schon nächstes Jahr
sollen 20% der US-Ölimporte
aus Afrika kommen.

Chaos und soziales Elend

Trotz Beendigung der über 3
Jahrzehnte währenden Mili-
tärdiktatur haben sich die
Machtstrukturen kaum ver-
ändert. Politische Wahlen sind
zu einer Farce verkommen.
Die Methoden der herrschen-
den Parteien (AD, ANPP und
PDP) reichen vom Ausschluss
linker Parteien über Wahlma-

nipulation bis hin zu polizei-
staatlicher Verfolgung und Er-
mordung oppositioneller Ak-
tivistInnen. Das jährliche Pro-
Kopf Einkommen ist von
1.000 US-$ in den 80er Jahren
auf rund 250 US-$ gefallen.
Mehr als 70% der Bevölke-
rung leben in Armut, die
durchschnittliche Lebenser-
wartung liegt unter 50 Jahren.
Strukturanpassungsprogram-
me von IWF und Weltbank
haben seit 1986 Privatisierun-
gen und Deregulierungen ein-
gefordert und zum Verfall von
öffentlicher Infrastruktur, Ge-
sundheits- und Bildungswe-
sen geführt. Das wachsende
soziale Elend hat auch die
Spannungen zwischen ethni-
schen und religiösen Gruppen
verstärkt. Die Einführung der
Scharia (Islamisches Recht)
im mehrheitlich islamischen
Norden hat zu Pogromen mit
hunderten Toten geführt.

Massenproteste 
und Generalstreik

Trotz der wirtschaftlichen
Depression, der hohen Ar-
beitslosigkeit und einer hor-
renden Inflation hat die nige-
rianische ArbeiterInnenklasse

ihre kämpferische Traditio-
nen behalten. Die Einführung
einer 50-prozentigen Preiser-
höhungen auf Kerosin und
Diesel seitens der Obasanjo-
Regierung wurde im Juli 2003
unter Massenprotesten und
einem 8-tägigen Generalstreik
zu Fall gebracht – dem dritten
Generalstreik seit Juni 2000.
Die Streiks zeigen das Potenti-
al, ArbeiterInnen über ethni-
sche und religiöse Grenzen
hinweg zu vereinen und eine
Lösung der sozialen und der
nationalen Frage anzugehen.

Nigerianischer 
Sozialist in Wien

Segun Sango, Sozialist und
Mitglied des DSM (Democra-
tic Socialist Movement,
Schwesterpartei der SLP in
Nigeria) war in die Streiks und
Massenprotesten der letzten
Jahre involviert. Den Schlüssel
für die kommende Periode
sieht er im Aufbau kämpferi-
scher Gewerkschaften im
NLC (National Labour Con-
gress), die auch Kristallisa-
tionspunkt für eine neue Ar-
beiterInnenpartei sein kön-
nen. (Termine siehe “Neues
aus dem CWI” - Spalte links)

ArbeiterInnen im Kampf gegen korrupte Politik – SLP lädt zur Veranstaltungsreihe ein

Nigeria - ein Land in der Krise

Von Franz Breier jun.

Anfang April bombardierten
US-Besatzungstruppen die
Stadt Falluja. Aus Apache-
Hubschraubern wurde auf
Moscheen und Armenviertel
gefeuert. BBC-News schätzt
über 470 bis 600 tote Zivili-
stInnen. “Als die Amerikaner
kamen, gab es hier ungefähr
50 Guerillakämpfer - am Ende
dieser Woche waren es ein
paar Tausend”, fasst ein Ein-
wohner die Stimmung gegen-
über der Nachrichtenagentur
Reuters zusammen. In Folge
der Bombardierung und des
Massenmordes in Falluja sind
bedeutende Teile der “Iraki-
schen Sicherheitskräfte” de-
sertiert und zu den Aufständi-
schen übergelaufen. Die Be-
satzungstruppen wurden aus
der Stadt gedrängt. Die stärk-
ste Militärmacht der Weltge-
schichte hat in Folge einen
zeitweiligen Waffenstillstand
in Falluja akzeptieren müssen.

Eine zweite Front

Der Aufschrei über die At-
tacken auf Falluja war im gan-
zen Land gewaltig. Es wird be-
richtet, dass auch in den schi-
itisch bewohnten Vierteln
Bagdads viele Menschen Blut
für das mehrheitlich sunniti-
sche Falluja spendeten. Eben-
so findet sich unter sunniti-
schen IrakerInnen Sympathie
für den radikalen Schiiten-
Führer al-Sadr. Neben dem
militärischen Widerstand aus
mehrheitlich sunnitisch be-

wohnten Gegenden, bricht
nun eine zweite Front auf: die
Bevölkerungsmehrheit der
Schiiten, bisher noch relativ
ruhig gehalten, kämpft ebenso
offen gegen die Besatzung. Die
britische Zeitung “The Guar-
dian” beschreibt die Anhänger
al-Sadrs als “die Ärmsten der
Armen”. Tatsächlich tritt al-
Sadr mit radikalen Stand-
punkten an. Doch seine Stär-
ke ergibt sich aus dem Wider-
stand Hunderttausender ge-
gen die Besatzung sowie die
katastrophale soziale Situa-
tion. Vieles ist durch Krieg
und Besatzung schlimmer als
selbst unter der Hussein-Dik-
tatur: 50 % sind arbeitslos, 60
% haben keinen Zugang zu
sauberem Wasser. Al-Sadr ist
jedoch ein reaktionärer Fun-
damentalist. Er und ähnliche

Politiker wie er, werden  frü-
her oder später versuchen,
entlang religiöser und ethni-
scher Linien zu spalten, um
ihre Macht zu sichern.

Neue Strategie Bushs?

Die Kriegstreiber sind ner-
vös: Der britische Außenmini-
ster Straw gab kürzlich be-
kannt, dass er nie gedacht hät-
te, dass sich die Dinge derart
entwickeln würden. Diese
Entwicklungen zwingen die
US-Regierung zu einer Neu-
ausrichtung ihrer Strategie.
Die für Juni angekündigten
”freien Wahlen” werden rela-
tiv bedeutungslos bleiben.
US-Kriegsminister Rumsfeld
betont, dass ein “souveräner
Irak” auf in der Mehrzahl US-
Truppen (dauerhaft etwa

100.000) gestützt werden soll.
Angesichts wachsender Op-
position zur Besatzung in den
USA selbst könnte Bush ge-
zwungen sein, vor den Wahlen
im November einen scheinba-
ren oder Teil-Abzug durchzu-
führen – wahrscheinlich
durch weitergehende Einbin-
dung der UNO und multina-
tionale NATO-Truppen. Doch
auch die UNO hat unter den
Irakis einen negativen Ruf. Sie
hat mit den Sanktionen der
90er hunderttausende Tote zu
verantworten.

Perspektiven für den
Widerstand

Selbst wenn die US- und bri-
tischen Truppen zu einem vol-
len Abzug gezwungen sein
würden, wären nicht alle Pro-

bleme damit gelöst. Es könn-
ten darüber hinaus ethnische
und religiöse Spannungen
aufbrechen und das Land aus-
einanderreissen; erst recht,
wenn die soziale Misere fort-
besteht. Jene Kräfte, die den
Irak einen könnten, müssen
die Führung des Befreiungs-
kampfes übernehmen. Eine
solche Einheit gegen den Im-
perialismus kann nicht von is-
lamistischen Führern erreicht
werden, sondern von Arbei-
terInnen und der armen Be-
völkerung. Für den Kampf ge-
gen die Besatzung wäre die
Entstehung ethnisch gemisch-
ter und demokratischer Mili-
zen die beste Grundlage. Sol-
che Milizen und darüber hin-
aus demokratische Komitees
in allen Regionen müssten die
Verwaltung des Landes über-
nehmen. Die gewaltigen (Öl-
)Ressourcen könnten genutzt
werden, um das Sozial-, Ge-
sundheits-, Transport- und
Bildungssystem wiederaufzu-
bauen. Allen Privatisierungen
muss mit Massenmobilisie-
rungen entgegengewirkt wer-
den. Entgegen den Bestrebun-
gen der fundamentalistischer
und reaktionärer Clan-Führer
muss ein freier Irak allen Min-
derheiten volles Selbstbestim-
mungsrecht zugestehen. Ein
wirklich freier Irak braucht
keine Besatzung und auch kei-
ne Marionettenregierung –
sondern Selbstbestimmung
und Sozialismus. Der Abzug
aller Besatzungstruppen ist ei-
ne Grundvoraussetzung für
eine solche Entwicklung!

Massenaufstände gegen die Besatzung

Irak - Der Krieg nach dem Krieg hat erst begonnen

Demonstration in Falludscha: Die US-Militärs stehen auf der anderen Seite

Demonstrationen und Streiks gegen Obasanjos Preiserhöhungen 



Von Franz Breier jun.

Am 17.4. fand eine antifa-
schistische Demo in Braunau
statt – rund 300 Jugendliche
waren dabei. Der Anlaß: Ju-
gendliche werden regelmäßig
Opfer von rechtsextremen
Übergriffen, teilweise mit
schweren Verletzungen.
Weiters ist Braunau rund um
den 20.4. (Hitler-Geburtstag)
ein Pilger-Ort für Nazis. Die
Demo vermittelte klare Bot-
schaften: Nicht “AusländerIn-
nen” sind schuld an Armut
und Arbeitslosigkeit, sondern
Sozialabbau und Arbeits-
platzabbau durch kapitalisti-
sche “Sachzwänge”. Die
Rechtsextremen hingegen ha-
ben keine Lösungen - sie ver-
breiten Hass und Gewalt ge-
gen jene Menschen, die selbst
Opfer von Ausbeutung und
Unterdrückung sind. Unser
Demobündnis (im Wesent-
lichen: KJÖ, SLP, SWI, SJ, AL)
setzte auch auf Sicherheit: so
ging z.B. eine Frau aus Brau-
nau mit ihrem Baby mit. Das
zeigt, wie sinnvoll es ist, mit
einem gut vorbereiteten De-
moschutz aufzutreten. Wir
verteilten Flugblätter an Pas-
santInnen, um zu erklären,
warum wir demonstrieren.
Darin argumentierten wir ge-
gen den Bürgermeister (SPÖ),
der die Demo ablehnte. Wir
meinen: Braunau braucht kei-
ne Nazi-Pilger und rechte Ge-
walt.

Nazigewalt tötet

Eine neue Nazi-Gruppe in
OÖ nennt sich “Zone” der
“Jungen Nationaldemokra-
ten”(JN) und befindet sich im
Raum Freistadt. Auf deren
Homepage steht u.a.: “... alles

Große muss im Tod bestehen!
... Unseres Volkes Jugend wer-
de deinen Ahnen gleich!” Wie
ernst solche Ansagen sein
können, zeigen folgende Bei-
spiele: Im August 2002 wurde
eine Neonazi-Zelle namens
“SS-Kampfgemeinschaft
Prinz Eugen” in Wien ausge-
hoben. Man fand ein Waffen-
lager, NS-Propagandamateri-
al und sogar Sprengstoff. Ein
Linzer Nazi, Stefan Topitz,
verletzte sich bei einem Ver-
such, eine Bombe zu basteln.
In der Traun-Au nahe Wels
machten schon in den 90er
Jung-Nazis “Wehrsportübun-
gen”. Bei einem Brandan-
schlag durch einen Neonazi in
Wels verbrannte 1997 ein Ar-
beiter aus Mazedonien.

BFJ bedroht 
unsere AktivistInnen

In OÖ sind wir schon eine
Weile daran, gegen die größte
rechtsextreme Jugendorgani-
sation zu mobilisieren; den
“Bund freier Jugend” (BFJ).
Mit Flugblättern informieren

wir und versuchen, mehr Ju-
gendliche davon zu überzeu-
gen, mit uns gemeinsam aktiv
zu werden. Schon 2003 haben
wir den BFJ aus einer Anti-
Kriegs-Demo in Linz gewor-
fen. Der BFJ hat Verbindun-
gen in die Nazi-Schläger-Sze-
ne und mit Nazis in Deutsch-
land. Seine “Zeitung” trieft
vor Rassismus: Die Integra-
tion von “artfremde(n) Men-
schen” sei “naturwidrig”. Am
20.3. gab es in Steyr eine Anti-
fa-Demo, wo ein großes BFJ-
Treffen ursprünglich stattfin-
den hätte sollen. Der BFJ wich
mit ca. 100 Leuten nach Wels
aus. Schuld daran, dass dieses
Treffen stattfinden konnte,
tragen die Behörden. Obwohl
der zuständige “Sicherheitsdi-
rektor” Dr. Lißl schon zu Mit-
tag vom BFJ-Treffpunkt wus-
ste, hat die Polizei nichts ge-
tan, um die Zusammenrot-
tung zu verhindern oder auf-
zulösen. Nach dem 20.3. fühl-
te sich der BFJ besonders stark
und bedrohte AntifaschistIn-
nen in Wels sowie unsere
Ortsgruppe in Linz. Zwei ih-

rer Aktivisten gaben sich als
Linke aus, um an Informatio-
nen zu kommen (erfolglos).
Die BFJler sprachen auch von
“Todes-” und “Schwarzen Li-
sten”, die in Nazi-Kreisen exi-
stieren sollen und ob wir “da-
von wüssten?” - eine unmiss-
verständliche Drohung. Wir
lassen uns jedoch nicht ein-
schüchtern.

Tägliche Arbeit vor Ort

Der Kampf gegen Rechts ist
nicht nur auf einzelne Demos
beschränkt, sondern tagtägli-
che Arbeit: Wir sammeln In-
fos über die rechtsextreme Ar-
beit des BFJ und verbreiten
sie. Auch müssen wir verhin-
dern, dass Nazis ungestört
Flugblätter verteilen und
Kundgebungen abhalten kön-
nen. Dazu gehört aber Vernet-
zung, Vorbereitung und Soli-
darität. In Gegenden, in denen
es gefährlich sein könnte, soll-
te man nicht allein unterwegs
sein. Kommt es zu Übergrif-
fen, ist es wichtig, dass sich die
Betroffenen zur Selbstvertei-

digung zusammenschließen.
Das hat nichts mit “Banden-
krieg” zu tun, sondern mit ge-
rechtfertigter Notwehr.

Je mehr man über die Nazis
vor Ort weiß, desto direkter
kann man diese ins gesell-
schaftliche Abseits drängen.
Außerdem sind nicht alle
“rechten” Jugendlichen voll
ausgebildete und überzeugte
“Nazi-Kader”. Vielen kann
durch konsequente antifa-
schistische Arbeit klarge-
macht werden, dass es keinen
Sinn macht, bei einer rechts-
extremen Organisation wie
BFJ & Co. aktiv zu sein oder
sich tiefer darin zu verstric-
ken.

1. Mai - 
Wien bleibt Nazi-frei!

Für 1. Mai kündigten Nazis
eine Demo in Wien an. Der
Verantwortliche, Robert Fal-
ler, hat schon im April 2002
die Nazi-Demo gegen die
Wehrmachtausstellung ange-
meldet. 80 Nazis standen über
5000 Gegen-DemonstrantIn-
nen gegenüber. SLP und SWI
beteiligen sich am Kampftag
der ArbeiterInnenklasse aktiv
an einem Bündnis, das dafür
sorgen wird, dass auch der 1.
Mai 2004 Nazi-frei bleibt.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

N A Z I S

erfolgreich

vertreiben!
Rechtsextreme treiben sich auf den Straßen und in der Politik herum.

Doch es gibt Beispiele für erfolgreiche Gegenwehr.

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen

Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten "Dritten Welt", Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr

Programm!

T E R M I N E

8. Mai, Wien

Aktionen gegen 
Burschenschafter (siehe S.6)

Infos unter 01/524 63 10

9. Mai, Mauthausen (OÖ)

Befreiungsfeier im ehem. KZ
Infos & Anmeldung für Bus
ab Wien unter 01/524 63 10

Erfolgreiche Demonstration gegen den Nazi-Aufmarsch in Braunau (OÖ) am 17. April 2004


